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Reichswirtschaftsrat.

(Grifiener Drcchöbericht.)

. .. . Berlin, 30. Juni.
Di« erste Sitzung des Reichswirtschaftsrats

wurde heute abgchalten. Der Sitzungssaal des Herrenhauses
ist bis auf den letzten Platz besetzt. Auch die Tribünen sind
gut besucht.

Am Regierungstisch: Reichskanzler Fehrenbach und
die Minister Koch und Scholz, ferner Reichstagspräsident
köbe.

Kommerzienrat Bamberg eröffnet als Alterspräsident
bie Sitzung pünktlich 3 Uhr. Zu Schriftführern werden be-
rufen : Hepp, Aufhäuser, Böslein und Georg
Bernhard.

Reichskanzler Fehrenbach begrüßt den vorläusigen
Reichswirtschaftsrat namens der Rcichsregierung und führt
aus: Die Rcichsverfassung habe sich das ideale Ziel gesetzt,
chie Gleichberechtigung aller in der Wirtschaft tätigen Kräfte
bei der Entwicklung der produktiven Kräfte der Nation herbei-
zuführen. Der vorläufige Reichswirtschaftsrat ist ein wich-
tiges Glied zur Verwirklichung dieses Zieles. Nach seiner
Zusammensetzung und seinen Aufgaben steht er als eine neue
Erscheinung unter den Parlamenten der Welt
5>a. Der Zusammenschluß von wirtschaftlich gleichberechtigten
Dersonen ist den Deutschen nicht fremd. Wir finden ihn ver-
wirklicht in unsern Markgenossenschaften, Zünften, Gilden
und Gewerkschaften. Die Revolution hat auch den Arbeit-
nehmern den Weg zur Einwirkung auf den Produktionsprozeß
.freigemacht. Im Zusammenhang mit der Gesamtwirtschaft
sollen Sie Ihre Sachkenntnis in den Dienst der Weiter-
entwicklung der Wirtschaft stellen, um Freude am Schaffen
daraus zu gewinnen. Neu ist auch die Aufgabe, die dem
Reichswirtschaftsrat gestellt ist. Er soll das Reichsparlament
entlasten. Er ist nicht zusammengesetzt aus rein zufälligen
Vertretern von Wirtschaftsgruppcn, sondcr/l in ihm sind plan-
mäßig und versasiungsgemäß alle Kreise unseres Wirtschafts-
lebens vertreten. Ihm liegt die Aufgabe ob, entsprechend dem
Artikel 155 eine rein wirtschaftliche Körperschaft aufzubauen,
die bis heute noch nicht besteht. Sie zu schaffen, wird die
Aufgabe der nächsten Monate sein. Die wirtschaftliche Lage
ließ es der Reichsregierung geboten erscheinen, sich die wirt-
schaftliche Hilfe des vorläufigen Reichswirtschastsrates zu
sichern bei den schweren Proben, denen die deutsche Wirtschaft
in den nächsten Monaten ausgesetzt sein wird. Dem vor-
läufigen Reichswirtschaftsrat wird die Bedeutung zukommen,
die er sich selbst zu geben weiß. Er muß sich bewußt sein, daß
der wirtschaftliche Fortschritt heute weniger Sache des ein-
zelnen ist, und daß es notwendig ist, daß der einzelne lernt,
sich dem Interesse des Ganzen einzufügen. Möge dieses erste
Wirtschaftsparlament der Welt den Grundstein legen, auf

wir weilerbauen zum Wohle des VarerlanveS. (Beifall.)
Danach nimmt der Reichswirtschaftsrat den Entwurf einer

Geschäftsordnung an. Es folgt die Wahl des P r ä s i d i u m s
unter Namensaufruf mit Abgabe von Zenem: • Es wurden
296 Stimmzettel abgegeben, davon waren 63 undeschrieven,
238 lauteten auf den Arbeitgeber Edlen v. Braun, der
damit gewählt ist.

Der Vorsitzende übernahm darauf die Leitung der
Versammlung und erklärte: Ein großer Teil Deutschlands
sicht auf den Reichswirtschaftsrat mit der Hoffnung, daß er
die Gesundung und den Wiederausbau des deutschen Wirt-
schaftslebens fördern wird. Wir werden alle Kraft anspannen
müssen, wenn wir die in uns gesetzten Erwartungen erfüllen
wollen. Wir wollen mit frischem Mut und Vertrauen an die
Arbeit gehen in der Ueberzeugung, daß es nun gilt, wirtschaft-
liche Fragen von wirtschaftlichen Gesichtspunkten aus zu be-
handeln und zu lösen. Wir wollen versuchen, die Jnteresien-
gegensätze auszugleichen. Als Vorsitzender werde ich bemüht
sein, dahin zu wirken, daß hier keine Redetourniere staitfinden,
daß keine Reden zum Fenster hinausgehalten werden, sondern
sachlich gearbeitet wird. (Lebhafter Beifall.)

Zuin ersten stellvertretenden Vorsitzenden wird dann als
Vertreter der Arbeitnehmer der sozialdemokratische Reichstags-
äbgeordnete Legien gewählt mit 243 Stimmen bei 42 Ent-
haltungen. Durch Zuruf werden noch weitere sieben stell-
vertretende Vorsitzende aus den einzelnen Gruppen gewählt.
Ferner wurden 9 Schriftführer gewählt.

Es wurde dann ein wirtschaftspolitischer Aus-
schuß gewählt, dem 30 Mitglieder angehören, weiter ein
sozialpolitischer Ausschuß von 30 Mitgliedern, ein
Geschäftsordnüngsausschuß mit 20 Mitgliedern und ein
Wahlprüfungsauöschuß mit 4 Mitgliedern.

Darauf bittet der Vorsitzende, daß der wirtschafts-
politische Ausschuß wegen der Entsendung von Ver-
tretern nach Spa sich möglichst bald konstituieren möge.

Auf Vorschlag Georg Bernhards beschließt die Ver-
sammlung, daß sämtliche Ausschüße gleich nach Schluß der
Versammlung zusammentreten.

Eingegangen ist ein Antrag Wissell, nach dem die
Schließung von Betrieben wegen der daraus entstehenden
volkswirtschaftlichen und sozialen Schäden als unmöglich ge-
boten erscheine. Dieserhalb möge der wirtschaftspolitische
Ausschuß in eine sofortige Prüfung der Frage eintreten und
dem Reichswirtschaftsrat Vorschläge zur Beschlußfasiung vor-
legen. Der Antrag wird dem wirtschaftspolitischen Ausschuß
Überwiesen. Damit ist die Tagesordnung erledigt. Nächste
Sitzung: Donnerstag 11 Uhr. — Schluß 5 Uhr.

die Aussprache im Reichstag.
Von unserem Berliner parlamentarischen

■ Mitarbeiter.
In der Fortsetzung der politischen Aussprache hielt am Mitt-

woch die weitaus beste Rede der Bayerische VollLparteiler
Dr. Heim. Wenn auch aus der Schar der Freunde und Gönner,
die ihn dicht Uindrnngten, laute Zwischenrufe erschallten, so war
sich doch am Schluß das Haus darüber einig, eine politisch kluge
Rede von einem gescheiten und vor allem wirtschaftlich gut unter-
richteten Manne gehört ,iu haben. Heim steht seit langem in
nicht ganz unbegründetem Verdacht, mehr mit gewissen Kreisen der
französischen Ostpolitiler zu liebäugeln, als für eilten deutschen
Abgeordneten wünschenswert i(F< Um so beachtenswerter ist die
eindringliche Rede, die der fitddeutsche Sonderbündler an die
Adresse Frankreichs gerichtet Hat. Er sprach von einem gewissen
Sadismus, der sich an den Cualeit Deutschlands weide, anstatt
unser Land und unser Volk durch richtige Unterstützung zum
Nutzen der ganzen Welt wieder flott zu machen. Heim brachte
viel Verständnis für die Sorgen deö erschöpften, schiverleidenden
Frankreichs auf, das sich für Jahrzehnte militärisch gegen Osten
sichern wolle. Er, der gewtß ein Preußenfresser ersten Ranges ist,
$äi Frankreich aber auch, sich von der Furcht vor einer deutschen

Revanche fveizirmachen, weit die Überwiegende Mehrheit des
deutschen Volkes niemals für einen solchen Gedanken zu haben
ist. Möchte Frankreich gerade im Hinblick auf Spa von diesem
ltaherischen Abgeordneten die Mahnung anhören, daß vielleicht
das Bestehen Europas davon abhängt, daß Deutschland und Frank-
reich sich auf einer mittleren Basis einigen. Manches, was Heim
über die Landwirtschaft und über die jetzigen Notstände sagte,
wird der Sozialdemokrat ablehnen, manches aber findet auch in
unseren Reihen Widerhall. So das Wettern des Bauernführers
gegen unberechtigte Steigerungen der Erzeugerpreise, zum Bei-
spiel bei den Kartoffeln. Heim tief der Landwirtschaft und ihren
Vertretern in den Rechtsparteien zu, daß nun der Landwirt sein
soziales Gewisien entscheiden lasien möge, sonst werde er vielleicht
einen Berg von Papierzetteln aufhäufen, aber am Schluß doch
alles verlieren. Heim verlangte, daß endlich das Gewissen der
Bauern- geweckt werden solle, aber auch in Handel und Industrie
die Profite stabilisiert werden müßten. — Wie sehr unterschied
sich von der Rede des bayerischen BauernVertreters die Rede des
Zentrumsabgeordneten Trimborn. Das Zentrum beginnt
schon merklich nach rechts zu rücken. Trimborn scheint reichlich
viel Rotgardisten zu sehen und sehr scharf auf die Gewaltmenschen
von links, sehr wenig aber auf die Gewaltmenschen von rechts
zu achten. Er unterstrich die Berührungspunkte, die seit Jahr-
zehnten das Zentrum mit den .KonsAvativen, den jetzigen
Deutschnationalen habe. In geradezu leidenschaftlicher Form
rief der sonst so gemütliche Trimborn nach einer starken Regie-
rung, nach einer Festigung der Autorität. Mit den Sozialdemo-
kraten möchte es Herr Trimborn so wenig verderben, wie
Stresemann, der nach ihm zu Worte kam. Der Führer der
Deutschen Volkspartei nahm einige Flegeleien, die seine Presse
gegen sozialdmokratische Parteiführer gebracht hatte, ausdrücklich
und mit Bedauern zurück. Auch außerhalb bet Regierung bleibt
unsere Partei — das mögen die Arbeiter nicht vergessen — eine
Macht. So sehr Trimborn, Stresemann und Schiffer einen
Block mit den Deuffchnationalen zurzeit wegen des Empfindens
der Volksmehrheit als unmöglich erklärten, so lebhaft warben sie
um die Mitarbeit der Sozialdemokratie. Es ist richtig, was^der
Zentrmnssprecher sagte, daß die Sozialdemokratie auch in der
Opposition viel Verantwortung trägt, und sie wird ihre Macht
zum Wohle der Arbeiterschichten auch außerhalb der Regierung,
wenn es nottut auch gegen die Regierung, zu nutzen haben.

(Telephonischer Bericht.)
: E 4. Sihu ng. Berlin, 30. Juni, mittag» 1 Uhr.

Anträgen und Anträge.
Am Regierungstisch: Fehrenbach, Dr. Heinze, Koch,

Wirth.
Vizekanzler Heinze erklärt auf Anfrage, daß die Regierung

bereit sei, bie Interpellationen über Vorbereitungen. zum Ge-
neralstreik, über die Brotversorgung im rheinisch-wesffälischen
Industriegebiet und über die Erhöhung der Lebeusmittelpreise in
ben nächsten Tagen zu beantworten. Ein Antrag des Geschäfts-
ordnungsausschusies auf Aufhebung der gegen den Abg. Mi tt-
w o ch (USP.) verhängten Festungsstrafe torrb nach ben Ausfüh-
rungen des Berichterstatters Dr. Pfeiffer (Z.) für die Dauer
der SitzunySpetiooe einstweilen angenommen.

Der^gleichc Berichterstatter erklärt, daß der Ausschuß ben
Antrag Schulz- Bromberg (DRP.) auf Aufhebung eines gegen
den Abg. v. b. Kerkhofs (DNP.) schwebenden Strafverfahrens
für bie Dauer der Session zustimmt.

Rosenfeld (USP.): Wir treten unter allen Umständen für
den Schutz der Immunität ein, gleickgültig, um welche Partei
es sich handelt. Hier kommt eines der wichtigsten Volksrechte in
Frage. Wir schützen die Immunität nicht, weil sie ein Ptivilg
bei Abgeordneten ist, sondern weil eine Verbürgung der Rechte

yljpf-.-- THH'üiuw., die -ein Recht darauf haben, daß die von
ihnen gewählten Männer auch mikintagen tn W 'Zita? vnb.^Jm"
Gegensatz zur Rechten rmtzen wir solche Frage nie parteipolitiich
aus, sondern kennen nur eins, Schutz der Rechte des Volkes.

Der Ausschußantrag wird darauf einstimmig angenommen.
Die Aussprache über die RegieravgSerttärvag

wird daraus fortgesetzt.
Trimborn (Z.): W« sind m eine neue Periode unserer

politischen Entwicklung eingetreten. Die Grundlage unserer
Tätigkeit muß die Reichsverfaffung fein. Sie ist unverrückbar.
Wir sind heute noch trotz aller Kritik der festen Ueberzeugung,
daß die alte RegterungSkoalition die einzige Möglichkeit bot, zur
Verfassung und zum Wiederamfbau zu kommen. Wir haben es
begrüßt, daß die Deuffche Volkspartei nunmehr der Regierung
beigetreten ist. Das fit eine wesentliche Stärkung der Regierung.
Wir beklagen es anderseits, daß die Sozialdemokratie au» der
Regierung ausgeschieden ist. Eine Regierung ohne jede Demo-
kratie und Arbeitervertretung kann uns nicht helfen. — Unsere
herzlichsten Segenswünsche begleiten den Reichskanzler bei der
Uebernahme seines opferreichen Amtes. — In Spa muß unfern
Gegnern klavgemacht werden, daß Deutschland Lebenslust und
Lebenshoffnung nicht 'gewinnen kann, wenn ihm nicht eine
Lebensmöglichkeit geboten wird. Die überwiegende Mehrheit des
Volkes sehnt sich aber nach einer starken Regierung. Die ewige
Notenherstellung kann unS nicht helfen. Die Einnahmen und
Ausgaben müssen in Einklang gebracht werden, sonst find wir
tot. Wir sind ja schon dem Abgrund nahe. Die von Preußen
geplante ZwangSpensionterung aller Beamten über 65 Jahre rst
auch vom Sparsamkeitsstandpunkt bedenklich Vor allem müssen
Eisenbahn und Post billiger arbeiten. Die neue Besoldn ngs-
reform ist schon jetzt wieder lückenhaft geworden. Wir müssen
mehr Waren, mehr Rohstoffe erzeugen. Kohle und Kali müssen
der Volkswirtschaft zu erschwinglichen Preisen gugeführt werden.
Wir billigen alle Maßnahmen, bie dazu helfen, um der wachsen-
den Arbeitslosigkeit vorzubeugen. Das Bekenntnis des Reichs-
kanzlers zur sozialen Reform begrüßen wir. Die^Lebensmittel-
versorgung kann nurr verbessert werden durch di« Steigerung der
landwirtschaftlichen Produktion. Bei der schlechten Lage der Ernäh-
rung würde die Aufhebung der Zwangswirtschaft zu Preissteige,
rungen führen, die mit dem Woble der Bevölkerung nicht vereinbar
find. Die Männer bet neuen Regierung können unseres vollen
Vertrauens gewiß sein.

Dr. Stresemann (DVP.f: Es ist schärfste Kritik geübt
worden an dem parlamentarischen System. Besonders bezeichnend
war die Stellung der Mehrheitssozialdemokratie. Obgleich man
ihre Mitarbeit wünschte, versagte sic die Mitarbeit. <Zuruf bei
den SD.: Seit wann wird biefe Mitarbeit gewünscht?) Dar,
was in den Monaten dek Wahlkampfes, namentlich auch von ben
literarischen Mitarbeitern des „Vorwärts" geleistet worden ist,
läßt wobl an Geschmack- und Taktlosigkeit nichts $u wünschen
übrig. Einer bernünffiewn Sozialisierung wird nrenranb. ent«
gegenstehen, wenn durch sie die Hebung der Produktion gewähr-

»leistet wird. Den Gesamtaufbau des Kabinetts hatten wir uns
allerdings ganz anders gewünscht, doch begrüßen wir U <ri«
eine Etappe auf dem Wege zur Entpolitisierung unseres Dird-
fchaftslebens. Die Zwangswirtschaft hat sich mannigfach gut
bewährt. Jetzt ist sie aber reif, bis auf wenige unentbehrliche
Nahrungsmittel, beseitigt zu werden. Diese Frage erfordert bie
Mit-rrbeit der Wirtschaftler. Doch ist der dazu eingesetzte Wirt-
schaftSrat nicht eine glückliche Instanz: denn mit seinen 890 Mit-
gliedern ist er zu vielköpfig. Die Wirtschaft muß von der Zen-
tralisierung befreit werden, unter der sie gegenwärtig leidet. Da-
zu müssen die Landwirtschastsräte mehr gehört werden, damit
nicht immer,Klagen über die Bevorzugung Berlin« laut werden.
Gewerkschaften und Großind-usttielle müssen zuiammenarbeiteir,
wie bei dem Wohnungsbau für Bergarbeiter versucht wurde. Die
Unterschrift in Spa kann noch verhängnisvoll werden. Sie kann
uns vor Wirklichkeiten stellen, die für Deutschland vernichtend sind.
So ohnmächtig sind wir nicht, trotz de? verlorene:: Krieges, al«
daß nicht unsere Wirffchaft mitbestimmend märe für die andern
Völker. Die sogenannten Staatenlosen müssen den Ausländs-
deutschen gleichgestellt werden. Auch der Kriegsgefangenen, die
beute noch nicht zurückgekehrt find, muß in. Spa gedacht werden.
Auch auf das Verhalten- der Besatzungstntptem im besetzten Ge-
biet ist hinzuweifen. Ebenso auf die Schikanierung in Ost-
preußen durch die Polen. Jedenfalls darf in Spa der Wunsch,
feste Verhältnisse zu schaffen, nicht dazu führen. Unerfüllbares
ziizugestehen. (Lebhafte Zustimmung.) Das neue Kabinett hat
in toiptret Zeit fein Amt übernommen. Diöge es aufbauenbe
Arbeit leisten, dann wird die große Mehrheit tes Volkes hinter «bin
stehen. (Lebhafter Beifall bei bet DVP.)

Der schwedisch-finnische Konflikt.
Die ichwedische Regierung hat die finnische Regieriliu, auf.

gefordert, die beiden verhafteten Aaländer auf jeden Fall frcizu.
lassen, bis der Völkerbund die Frage bebanbclt habe. Man reck-
net mit einem Abbruch der diplomatischen Bezie-
hungen, jedoch sollen in diesem Falle die Handelsbeziehungen
und die Konsulate weiterbestehen bleiben.

Warner WWU
32. Sitzung.

30. Juni, nachmittags 3 llhr.
Vorsitzender: Präside.nt Roß.
Der Vorsitzende gibt zunächsr der Versominluiig üaoon kennt-

nis, daß die Beamten Geesthachts die Einreihung Geejthacoie in
Ortsklasse A beantragen und daß der Deutsche B a u •
arbeiterverband, Bezirksverein Hamburg und Umgegend,
die Fertigstellung eines Sckulneubaues auf dem Lübeckeitorfelde
und Schaffung von Arbeitsgelegenheit für Bau-
ar bei ter fordert. Ferner ist ein Antrag Carl Eohn (DDP.)
und Genossen eingegangen, der auf die nächste Tagesordnung
gefetzt wird: Die Bürgerschaft beschließt, den Senat zu ersuchen,
beim Reick dahin zu wirken, daß bie AußenhandelssteNen beseitigtwerden.

Die Uunlhn» wegen der Tenernnq.
Vor Eintritt in bie Tagesordnung erhält zu einer Anfrage

an die Polizeibehörde das Wort
Mähl iWB.): Die Teuerung bat zu .Krawallen geführt.

Karrenhändler mußten ihre Waren unter Einkaufspreis abgeben.
Ebenso erging es vielen Gemüseläden. Auch die meisten Schilf
Warengeschäfte wurden zur Herausgabe zu niedrigem Pret- ge-
zwangen. Gerade die Kleinhändler sind die Letzten, die große
Gewinne eirtbeimfen wollen. ES hätte die Presse bafjii: aus
klärend wirken müssen und nicht nachher Geschrei erheben. Ick
frage die Polizeibehörde: Was denft sie zu tun, um solchen Aus-
schreitungen entgegenzutreten und die Detaillijten in der Zukunft
davor zu schützen? Was wird getan, iun bie Lebensmittelver-
sorgung Hamburgs sicherzustellen?

Die Anftage beantwortet
Schädlich (SD.): Durch die 8ufrggc ist die Polizeibehörde

für die Vorgänge verantwortlich gemacht worden. Man sollte
eigentlich fragen, was tut bie Regierung, um den
SB ueber z u bekämpfe« ? (Sehr richtig!) Darum handelt
es sich nämlich. Die Stimmungen, bie auf der Straße sich ent-
laden haben, sind in den ganzen letzten Jahren entstanden.
Trotz aller Bekämpfungen blüht der Wucher nach
wievor. Auf der einen Seite sind bie Läger voll
Waren, aus der andern Seite leibet bie Bevölke-
rung Not. Und nun kommt man dabei u n d will
die Löhne abbauen, weil die hoben Löhne Schuld an den
teuren Waren sein sollen. (Das gehört nicht hierher!) Gewiß
gehört das hier mit her! (Der Redner wird von der rechten
Seite des Haufes dauernd unterbrochen, so daß der Redner auf
der Tribüne schlecht zu verstehen ist) Wir haben hier in Ham-
burg Tausende von Arbeitslosen, die seit Monaten Not leiden.
Sie müssen in Ihren Kreisen auch daraut hinwirken, daß sich
die Kreise mit geringerem Verdienst begnügen. (Lebhirfte Un-
ruhe.) Die Erdbeeren find mit 3 bis 4 »M Aufschlag verkauft
worden; feit Wochen haben wir in Hamburg leine Kartoffeln
mehr. (Lebhafte Unruhe. Präsident mahnt zur Rube.: Die
Polizeibehörde konnte nicht wissen, ob eine Aktion geplant sei.
(Zuruf: Dann müssen andere Leute an die Spitze!) Die Polizei-
behörde hat getan, was in ihren Kräften stand. Es ist ihr ja
auch gelungen. Wir haben 5000 Karrenhändler und wir können
doch nicht bei jeder Karre mehrere Beamte hsnstellen. Wir find
bestrebt, die Versorgung der Bevölkerung mit Lebensrnitteln io
gut es irgend gebt fickerzuttellen.

Hiercnff erhält Thälmann (USP.) das Wort zu einer
Anfimge an da? SriegSversorgnngsamt. Er ftagt an.
was das Kriegsversorgnngsamt zu tun gedenkt, um ben Preis
für Obst, Gemüse und Kartoffeln herabzusetzen. In der Um -
gegend sind bie Preise für die Nahrungsmittel
bedeutend billiger. Es müssen Maßnahmen getroffen
werden, damit solche Zustände, tote wir gehabt haben, nicht wiederVorkommen.

Die Anftage beantwortet Fffcher (SD.): Auck an den letzten
Unruhen soll daS Kriegsversorgungsamt wieder Ichu.d haben.
Herr Thälmann muß aber wissen, daß wir in Obst nnd Gemüse
keine Zwangsbetoirtsckaftung, sondern den
freien Handel haben. Mit den Höchstpreisen für Kirschen
haben wir im vorigen Jahre schlechte Erfahrungen gemacht. Die
Kartoffelversorgung ist cnigenblicklick eine schleckte, da die alten
Kartoffeln alle sind. Neue .ttastaffeln find bisher noch nicht an-
gefahren. Wenn daS Publikum fich gegen liebernortetlung
schützen will, dann mag eS Anzeige bei ben zuständigen Stellen
(Wuchcrgerichle, ' PreisprüfiingSstelle) machen. DaS .Kriegs-
versorgnugsamt kann für bte Unruhen nicht verantwortlich ge-
macht werden.

Auf Antrag wird bie Besprechung der beiden Anftagen he«
schlossen.

Dr. Vlinckmann (DDP.): Mst Beftemden baden wir Herrn
Schädlich gehört, der itt Form eines linksradikalen Agitation^-,
rtbrttr# die Rechte einschließlich Demokraten angtifj. Gerade bie
kleinen Händler und Karrenhändler sind Angehörige seiner
Partei. Wft müssen da? Gleichicwickst zwischen Angebot und
Nackftaye wiederherstellen, unS Hilst eben nur der freie Handel.
Der Verwaltungsapparat kostet ungeheures @elb und ist ein
großer Preistreiber. Auch die Arbeitslöhne tragen zür Preis-
bildung bei. Dem geringen Sibsatz gegen früher hilft der Händler
durch etwas erhöhten Preis ab schaffen wir Verbraucher-
Organisationen, am zur passenden Zeit zu teure Waren zu
boukottieren. Die Zwangswirtschaft hat zur vollständigen Unter-
grabung der StaatSautotität geführt. Diese Sehen vmittel
nnruben sind Anfänge eines vorbereiteten Pnffches. Die Voltt-
sccle ist nicht von selbst Jo plötzlich übergekocht. Auf unabhängiger
Seite :st man der Meinung, daß die äußerste Rechte die
Puffchisten sind. Es ist Aufgabe der Polizeibehörde. - rechten
Augenblick taktvoll einzugreifen. Wie Herr Schädlich sagt, haben,
wir 5000 Karrenhändler und 4000 Sicherhettssoldaten D:e
Polizeibehörde soll die Unruhen un Kenne ersticke« und nicht
warten, bi» bas ganze Hans brennt. Die Wache am Hopfen-
markt hat sich durchaus richtig benommen. Warum war tee
Sicherheitspolizei am Sonnabend in so großer Zahl beurlaubt,
wo jeder wußte, was taS toar? Smt schnellem Eingreifen bet-

Mue deulsch-frauzöfische SchiedSiustartz.
Millerand teilte auf eine Anfrage mit, daß Deuffehtand'

öer Bildung einos deutsch-französischen Schied»,
aus schuss es zugesftmmt habe, welcher die Fragen der Ein-
und Ausfuhrbestimmungen regeln solle. Die Botschafterkonfe-
renz habe am 10. Juni beschlossen, die deuffche Regierung in
einer Note auizufordern, ihren Handel mit ben Bestimmungen
des Versailler Friedens in Einklang zu bringen. Der ftanzösiscke
Großindustrielle Eugen Schneider hielt auf der Tagung der tatet
nationalen Handelskammer in Paris eine Rede, deren Hauptzweck
war, die amerikanischen Vertreter davon zu itbergeugen. daß
Frankreich unbedingt mehr von Deutschland erhalte«
müsse. Die deutsche Schwerindustrie habe ihre Arbeit bis zu
65 pZt. der FriedensumsangeS wieder ausgenommen, während
die ftanzösische Schtverindnstrie infolge der Zerstörung der nord-
französischen Gruben nur 25 pZt. der Friedensarheft zu leistenvermag.

Bom vAgarische« Militarismus.
Die ungarische Regierung hat nach einer Meldung der

„SBiene- Arbeiterzeitung" gegen den icrüchtigten Terroristen
Oberleutnant HeijaS einen Haftbefehl erlass^, bcsT jedoch auf
ausdrückliche Weisung des Reichsverwesers Horthn vom Militär-
minister ausg. joben werden mußte. In einer Geheimsitzuiig der
ungarischen Nationalversammlung führte der Militärminister au-,
daß bie Nationalarmee der Ruin de» Landes sei. Ihre Aut-
stellung kostete 16 Milliarden Kronen. Sie nuifatz: 40 000 Offi-
ziere, und ein Offizier kostet jähr. ich 62 006 Kronen. Außerdem
erfordert die Unterhaltung verschiedener Formationen im Aus-
lande (Menjchenrauvabteilungeni ungeheure Summen. Jede
Automobiltour der Offiziere kostit 100 000 Pi 5 150 000 Mromn


